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Das LPG-Recht — ein Mittel zur Entwicklung 
der guten genossenschaftlichen Arbeit

In wenigen Tagen beginnen die Beratungen des 
VII. Deutschen Bauernkongresses. Die Justizorgane 
haben gemeinsam mit den örtlichen Staatsorganen 
dazu beigetragen, diese Beratung vorzubereiten, indem 
sie den Genossenschaftsbauern halfen, die Einhaltung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit, des LPG-Gesetzes 
und des Statuts, und die Durchsetzung einer straffen 
Disziplin und Ordnung in allen LFGs zu sichern. In 
vielen Aussprachen wurde die Erkenntnis vermittelt, 
daß angesichts der antinationalen westdeutschen Agrar­
politik, die unter dem Deckmantel einer sogenannten 
Strukturbereinigung und der Herstellung eines ge­
meinsamen Agrarmarktes der EWG-Staaten das 
Todesurteil über weitere 800 000 westdeutsche Bauern­
höfe mit 1,5 Millionen Menschen gesprochen hat, die 
gute genossenschaftliche Arbeit immer größere Be­
deutung für die Festigung unserer sozialistischen Re­
publik gewinnt. Dort, wo zuerst über die Gesetz­
mäßigkeit des Übergangs vom Kapitalismus zum So­
zialismus Klarheit geschaffen wurde, konnten Ver­
stöße einiger Mitglieder gegen das LPG-Gesetz und 
das Statut leichter beseitigt werden.
Wir möchten diese These am Beispiel der Arbeit in 
der LPG „Einheit“ (Typ III) in.Casekow beweisen. In 
der LPG hatten sieben Bauern ihre individuelle Haus­
wirtschaft über das gesetzlich zulässige Maß erweitert. 
Ihre Haupteinnahmen waren nicht die Ergebnisse 
der genossenschaftlichen Arbeit, sondern kamen aus 
der individuellen Hauswirtschaft. Einige Bauern hiel­
ten bis zu acht Rindern, davon vier Kühe, und außer 
zwei Sauen auch noch bis zu acht Schweinen. Die 
meisten dieser Genossenschaftsbauern hatten zwar die 
im Statut festgelegte Höhe des Inventarbeitrages auf 
Grund der von ihnen eingebrachten Fläche erbracht. 
Nach Ziff. 12 des Statuts der LPG hätten sie das 
überzählige Vieh einschließlich der dazugehörigen 
Futtermittel bis zur neuen Ernte in die Genossenschaft 
einbringen müssen. Der Genossenschaft wurde durch 
diese Verletzung des Statuts ein Schaden zugefügt, 
weil die LPG aus ihrem Viehbestand die Pflicht­
ablieferung auf der Grundlage des Erfassungspreises 
auf die von diesen Mitgliedern eingebrachten Flächen 
erfüllen mußte. Dagegen kamen die höheren Aufkauf­
preise und die Erlöse für die der LPG statutenwidrig 
vorenthaltenen Schweine nicht der LPG, sondern die­
sen Bauern zugute. Zum Schaden der Genossenschaft 
wirkte sich auch aus, daß die Kosten für Bestell­
arbeiten für die individuellen Landflächen nicht von 
den Genossenschaftsbauern selbst, sondern von der 
LPG getragen wurden. Besonders grob hat der ehe­
malige LPG-Vorsitzende selbst gegen das Statut ver­
stoßen. So hat er der LPG bisher einen von ihm zu 
erbringenden Inventarbeitrag in Höhe von 8680 DM 
vorenthalten. Diese Mißverhältnisse zwischen der Ent­
wicklung der genossenschaftlichen Wirtschaft und der 
individuellen Hauswirtschaft begünstigten Erscheinun­
gen der Spekulation und hatten negative Auswirkun­
gen auf die Arbeitsmoral und Arbeitsdisziplin einer 
Anzahl anderer Mitglieder.
Eine Arbeitsgruppe vom Rat des Kreises deckte Ende 
November 1961 die Ungesetzlichkeiten und Verstöße 
gegen das Statut auf. Nach vorhergehender Aussprache 
mit dem Vorstand und dem Rat der Gemeinde wur­
den sieben Mitglieder durch Beschluß der Vollver­
sammlung vom 1. Dezember 1961 gern. §§ 15 ff. LPG- 
Gesetz zum Schadensersatz verpflichtet. Drei Bauern

verweigerten die Zahlung. Es wurde auf Anraten des 
Kreisstaatsanwalts, der die Bedeutung der Durch­
setzung der Schadensersatzpflicht für die Festigung 
der Disziplin und Arbeitsmoral in der Genossenschaft 
erläuterte, beschlossen, gegen sie vor dem Kreisgericht 
Angermünde Klage zu erheben.
Im gerichtlichen Verfahren verpflichteten sich die ver­
klagten Genossenschaftsmitglieder zur Zahlung der im 
Beschluß der Mitgliederversammlung gemäß § 17 
Abs. 2 LPG-Gesetz festgesetzten Schadenssumme.
Worin bestand die Bedeutung dieses Verfahrens, und 
welche Schlußfolgerungen kann man für die Arbeits­
weise der Gerichte und der Staatsanwaltschaft daraus 
ziehen?
Für die konkrete Verwirklichung der Prinzipien des 
Staatsratsbeschlusses vom 30. Januar 1961 bei der 
Anwendung der Schadensersatzbestimmungen des LPG- 
Gesetzes sollten folgende Grundsätze für die Justiz­
organe bestimmend sein:
1. Auch im Zivilverfahren ist der Prozeß der Aus­
einandersetzung über das ehrliche Verhalten zur Ge­
nossenschaft als nach wie vor wichtigste Aufgabe der 
Überzeugungsarbeit bei der Durchsetzung von Ordnung 
und Disziplin und der Festigung der innergenossen­
schaftlichen Demokratie fortzusetzen.
Es kommt darauf an, in erster Linie mit dem Mittel 
der Überzeugung ein ehrliches Verhalten zum genos­
senschaftlichen Eigentum zu erzielen. Das bedeutet 
natürlich nicht, einer gerichtlichen Entscheidung aus­
zuweichen. Es muß gewährleistet sein, daß auch mit 
Hilfe gerichtlicher Entscheidungen die berechtigten An­
sprüche der LPG gegen einzelne Spekulanten, die sich 
auf Kosten der Genossenschaft bereichert haben und 
die Erfüllung ihrer Schadensersatzpflichten hartnäckig 
verweigern, konsequent durchgesetzt werden. Klarheit 
muß aber darüber bestehen, daß die materielle Ver­
antwortlichkeit nach §§ 15 ff. LPG-Gesetz nicht nur 
einseitig vom Wiedergutmachungsgedanken beherrscht 
sein darf.
Erziehungsarbeit muß auch im Zivilverfahren selbst 
geleistet werden. Vor allem muß beachtet werden, 
daß zur Schaffung von Ordnung und Disziplin in der 
Genossenschaft die Durchführung eines Zivilprozesses 
mit dem Ziel der gerichtlichen Verurteilung nicht das 
hauptsächliche Mittel ist. Deshalb darf keine Möglich­
keit der Überzeugung ungenutzt bleiben, um die frei­
willige Erfüllung der Verpflichtung durch die in An­
spruch genommenen Mitglieder zu erreichen.
2. Gericht und Staatsanwalt müssen zur gründlichen 
und beschleunigten Vorbereitung und Durchführung 
des Verfahrens unverzüglich alle notwendigen Maß­
nahmen mit dem Ziel treffen, den Streit bereits in 
der ersten Verhandlung zu klären. Dazu gehören un­
bedingt die Beiziehung des Protokolls und des Be­
schlusses der Mitgliederversammlung, aller der spezifi­
zierten Schadensberechnung zugrunde liegenden Unter­
lagen, Belege usw., des Bodenbuchs der LPG, des 
Gemeinde-Grundbuchheftes und anderer Unterlagen 
sowie die Hinzuziehung eines agrarsachverständigen 
Zeugen, z. B. eines staatlich geprüften Landwirts. i 
Die vom Kreisgericht Angermünde unter diesem Ge-' 
sichtspunkt innerhalb von acht Tagen vorbereitete 
und durchgeführte Verhandlung zeigt, wie eine rasche 
Klärung von Konflikten erfolgen kann.
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